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Über die 
Bezirksregierungen 
Arnsberg, Detmold, Düsseldorf, Köln und Münster 
 - Dezernate 20 -  
 
An die 

Kommunalen Leistungsträger nach dem Asylbewerberleistungsgesetz 
des Landes Nordrhein-Westfalen 
 
 
 
-Versand erfolgt ausschließlich elektronisch - 
 
 
Informationsschreiben zur Umsetzung des Gemeinsamen Europäi-
schen Asylsystems (GEAS) 

hier: Gesundheitsversorgung von mindj. Geflüchteten 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
am 12. Juni 2026 traten das GEAS-Anpassungsgesetz sowie das GEAS-
Anpassungsfolgegesetz in Kraft. Mit diesen Gesetzen hat der Bundesge-
setzgeber u.a. die EU-Aufnahmerichtlinie 2024/1346 in nationales Recht 
umgesetzt. Sowohl die elf GEAS-Rechtsakte als auch die zwei nationalen 
Umsetzungsrechtsakte adressieren diverse Themengebiete im Bereich 
Migration und Flucht. Über eine Änderung, die das AsylbLG betrifft, 
möchte ich Sie hiermit informieren. 
 
Diese Änderung betrifft die Gesundheitsversorgung minderjähriger 
Flüchtlinge. Art. 22 Abs. 2 der Aufnahmerichtlinie regelt, dass minderjäh-
rige Kinder von Antragstellern und minderjährige Antragsteller dieselbe 
Art von Gesundheitsversorgung erhalten wie die Staatsangehörigen des 
EU-Mitgliedstaates, die minderjährig sind. Minderjährige Geflüchtete ha-
ben demnach Anspruch auf dieselbe Gesundheitsversorgung wie Minder-
jährige mit deutscher Staatsangehörigkeit.  
 
Diese Bestimmung wurde durch Änderungen des § 4 Absatz 4 AsylbLG 
sowie des § 264 Absatz 2, 3, 5, 7 SGB V umgesetzt. Im Ergebnis wird die 



 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Seite 2 von 2 

 

Krankenbehandlung von minderjährigen AsylbLG-Grundleistungsemp-
fangende nunmehr von der Krankenkasse übernommen. Die Gesetzes-
änderung bewirkt, dass für diese Personengruppe dasselbe Verfahren 
gilt, wie für Analogleistungsbeziehende. Dies bedeutet: 
 

 Minderjährige Grundleistungsempfangende haben ein Wahlrecht 
und eine Wahlpflicht bzgl. der Krankenkasse (§ 175 Abs. 3 S. 
1 SGB V) 

 wird innerhalb einer zweiwöchigen Frist keine Krankenkasse aus-
gewählt, so erfolgt eine Ersatzwahl durch die Leistungsbehörde 
(§ 175 Ab. 3 S. 2 SGB V).  

 

Die Frist zur Wahl der Krankenkasse beginnt mit dem Leistungsbezug der 
Betroffenen. Für die Leistungsberechtigten, die aus einer Landeseinrich-
tung zugewiesen werden, erfolgt im Rahmen der Zuweisung eine Mittei-
lung darüber, bei welcher Krankenkasse zuvor eine Versicherung be-
stand.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
gez. Günnel 


